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Im Focus
Kleinwindenergieanlagen für Eigenbedarf im Außenbereich privilegiert 
Kleinwindenergieanlagen (KWA) können als privilegierte Vorhaben im Außenbereich zugelassen werden, unabhängig von der Frage, 
ob der mit ihnen produzierte Strom zum Eigenbedarf verwendet oder ins öffentliche Stromnetz eingespeist werden soll. Dies hat 
das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz mit Urteil vom 27.02.2023 – 1 K 604/22.KO entschieden. 
Die Kläger beantragten für ihr im Außenbereich liegendes Grundstück die Erteilung eines Bauvorbescheides für die Errichtung von 
vier KWA mit einer jeweiligen Gesamthöhe von 6,5 m. Der Beklagte lehnte den Antrag ab, da nur solche Windenergieanlagen als im 
Außenbereich privilegierte Vorhaben zu behandeln seien, die der öffentlichen Versorgung dienten. Eine Einspeisung des Stroms in 
das öffentliche Stromnetz sei von den Klägern jedoch nicht beabsichtigt. Zudem stünden öffentliche Belange dem Vorhaben ent-
gegen. 
Die Antragsteller begründeten ihre Klage mit dem Argument, ihr Vorhaben sei bereits deshalb genehmigungsfrei, weil es einem 
landwirtschaftlichen Betrieb diene. Sie beabsichtigten die Errichtung eines ökologisch ausgerichteten Imkereibetriebes, der mit 
dem aus dem Betrieb der KWA gewonnenen Strom betrieben werden solle.  
Die Klage hatte teilweise Erfolg. Laut VG ist das Vorhaben genehmigungspflichtig, da es keinem landwirtschaftlichen Betrieb diene. 
Denn ein vernünftiger Landwirt würde unter Berücksichtigung des Gebotes größtmöglicher Schonung des Außenbereichs zu-
nächst den Betrieb gründen, alle hierfür zwingend erforderlichen Maßnahmen durchführen und erst danach dem Betrieb dienende 
KWA errichten. Die Kläger hätten hingegen bereits mit der Errichtung der KWA begonnen, obwohl sie nach ihrem Betriebsplan erst 
ab 2027 die Energie von vier KWA für die Imkerei benötigten. 
Das Vorhaben sei jedoch nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) privilegiert, weil es der Nutzung der Windenergie 
diene. Sowohl nach Wortlaut als auch Systematik der Vorschrift lasse sich ein Ausschluss von Kleinwindenergieanlagen zur 
 Deckung des Eigenbedarfs nicht entnehmen. Auch Sinn und Zweck des Privilegierungstatbestandes – die Förderung der Wind-
energie als positiven Beitrag zum Klimaschutz – spreche für dieses Verständnis. Öffentliche Belange, die Gegenstand der Bau -
voranfrage seien, ständen dem Vorhaben nicht entgegen. Weder verursachten die Anlagen eine erhebliche Verunstaltung des 
Landschaftsbildes, noch sei die Verfestigung einer Splittersiedlung zu befürchten.  
Das VG hat die Berufung zugelassen.                                                                                                                                        > DokNr. 23071404 

Strom- und Gaspreiserhöhung trotz Preisgarantie? 
Das OLG Düsseldorf hat in einem Klageverfahren um Strom- und Gaspreiserhöhungen trotz vertraglich zugesagter Preisgarantie 
entschieden, dass dem antragstellenden Verbraucherschutzverein (VSV) kein Anspruch auf Unterlassung wegen irreführender An-
gaben zusteht – Urteil vom 23.03.2023 – I-20 U 318/20. Die vom Energieversorger (EVU) vertretene (unrichtige) Auffassung, zur 
einseitigen Preisanpassung berechtigt zu sein, stelle keine Täuschung des Kunden dar.  
Dem EVU stehe zwar ein auf § 313 BGB gestütztes Recht zur einseitigen Preiserhöhung nach Auffassung des Gerichts nicht zu, 
weil der Gesetzgeber auf die »Gaskrise« reagiert und in § 24 Energiesicherungsgesetz (EnSig) ein spezialgesetzliches Preisände-
rungsrecht eingeführt habe, das die Anwendung des § 313 BGB verdränge. Damit habe der Gesetzgeber zu erkennen gegeben, 
dass ein einseitiges Preiserhöhungsrecht der Versorger nur unter ganz engen Voraussetzungen möglich ist. Diese lägen nicht vor. 
Der vom VSV erhobene Unterlassungsanspruch habe jedoch deshalb keinen Erfolg, weil es an einem Rechtsschutzbedürfnis für 
ein Unterlassungsbegehren gegen Äußerungen u.a. dann fehle, wenn damit unmittelbar auf die Rechtsverfolgung in einem 
 gerichtlichen oder behördlichen Verfahren Einfluss genommen werden soll. Ohne eine derartige Gestaltungserklärung könnte die 
Antragsgegnerin das von ihr beanspruchte Recht nicht wahrnehmen und dessen Berechtigung im Verhältnis zu Kunden nicht 
 klären. Weiter handele es sich bei der Preisanpassungserklärung auch nicht um eine täuschende Angabe. 
Dagegen war der VSV erfolgreich mit seinem Begehren, dass das EVU in seinen AGB keine Klausel verwenden darf, mit der in 
 Verträgen mit unbestimmter Laufzeit und Preisfixierung ein beidseitiges Kündigungsrecht mit einer Frist von einem Monat ein -
geräumt wird. Eine solche Klausel führt zu einer vollständigen Aushöhlung der Preisgarantie und sei unwirksam.                                   

> DokNr. 23071405 
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